
Nachschlagewerks ja 
Amtliche Sammlung? nein

ZPO §§ 2o9, 212 a, 233

Eine von Amts wegen vorzunehmende Zustellung kann auch 
in der Weise erfolgen» daß die Geschäftsstelle das zu­
zustellende Schriftstück einem Gerichtswachtmeister 
übergibt und dieser dann dem empfangsberechtigten 
Anwalt das Schriftstück gegen dessen mit Patum und 
Unterschrift versehenes schriftliches Empfangsbe­
kenntnis aushändigto

Auch wenn ein Anwalt bei Einlegung eines Rechtsmit­
tels selbst den Zeitpunkt für den Ablauf einer Be­
gründ ungsfri st errechnet hat und deren Kotierung 
im Fristenkalender annehmen konnte* genügt er der 
ihm obliegenden Sorgfaltspflicht nur* wenn er, nach­
dem ihm die Akten von seinem Büro zur Anfertigung 
der Begründungsschrift vorgelegt worden sind, selbst 
noch einmal den genauen Zeitpunkt des Ablaufs der 
Begründungsfrist prüft»

BGH, Urto v. 13* Juli 1959 - IV ZR 57/59 - OLG püsseldorf
LG Püsseldorf



IV SR_ 57/59
Verkündet 

am 15o Juli 1959 
ScJio rm.. Jus tizanges tel 1 ter 

als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit
ibei

Klägers und Revisionsklägersc 
- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt R r ^ H i ^ ^ ^ ^ i n

g e g en
denminderjährigen Joachim B in ____ _

gesetzlich vertreten durch den Bürovor- 
s teher Günther traße^^fc.
als gesetzlich bestellten Pfleger.,

Beklagten und Revisionsbeklagten
- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Br, 

in

hat der IV» Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 8» Juli 1959 unter Mitwir­
kung des Senatspräsidenten Ascher und der Bundesrichter 
Baske, Br. v« Werner, Wüstenberg und Br» Loewenheim

für Recht erkannt;

Die Revision gegen das Urteil des 5«Zivil­
senats des Oberlandesgerichts in Düsseldorf 
vom 15» Februar 1959 wird auf Kosten des 
Klägers zurückgewieseiio

Von Rechts wegen
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Tatbestand ?

Durch Urteil des Landgerichts vom 6. Juni 1958 ist 
die Klage auf Feststellung der Unehelichkeit des Beklag­
ten abgewiesen worden« Über die Zustellung des Urteils 
befindet sich in den Gerichtsakten ein Vermerk vom 
18» Juni 1958, daß das Urteil durch einen Justizober­
wachtmeister zugestellt werden sollte» Der erstinstanz­
liche Frozeßbevollmächtigte des Klägers hat in einem 
von ihm Unterzeichneten "Fmpfangsbekenntnis (§ 212 a ZPO)" 
bescheinigt, daß er "heute vom Landgericht, hier, Aus­
fertigung des Urteils vom 6» Juni 1958 ausgehändigt 
erhalten" habe» Unter seiner Unterschrift befindet sich 
ein Stempelaufdruck;

Zugestellt von Amts wegen am 19» Juni 1953*
Diesen Aufdruck hat auch die dem Prozeßbevollmächtigten 
übergebene Ausfertigung* Gegen das Urteil hat der Klä­
ger am 12» Juli 1958 Berufung eingelegt. Die Berufung 
ist durch c-inen am 15c Oktober 1958 beim Berufungsge­
richt eingegangenen Schriftsatz vom 14.» Oktober 1958 
begründet worden» Nachdem der Berichterstatter des Ober­
landesgerichts fernmündlich am 25« Januar 1959 den 
Prozoßbovollmächtigten des Klägers darauf hingewiesen 
hatte, daß die Berufung verspätet begründet worden sei5 
hat dieser am 27« Januar 1959 unter Bezugnahme auf die 
von ihm eingelegte Berufung um Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand gegen die Versäumung der Begründungsfrist 
gebeten» Zur Begründung dieses Antrages hat er unter Ver­
sicherung der Richtigkeit seiner Angaben an Eides Statt 
erklärt, daß die Berechnung der Fristen grundsätzlich 
durch ihn persönlich erfolge, und zwar nach Einlegung 
der Berufung mit einer entsprechenden handschriftlichen 
Verfügung, in welcher die Begründungsfrist, eine Vor­
frist und eine Frist zur Aktenvorlage festgesetzt werde»
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Bei seiner etwaigen Abwesenheit werde diese Verfügung 
durch die Bürovorsteherin., eine langjährige und sehr 
erfahrene Kraft, abgesetzt und ihm zur Unterzeichnung 
vorgelegt,. In dem hier vorliegenden Pall habe die Büro­
vorsteherin nach Einlegung der Berufung auf dem Akten­
exemplar der Berufungsschrift vor Anlegung der Akten 
verfügti ,:Berufungsbegründung 11.1o,M. Sio habe vor­
sorglich die Notierung der Begründungsfrist auf die­
sen Tag verfügt, da der 12do0 ein Sonntag gewesen 
sei« Pie Berufungsschrift sei alsdann mit dieser Ver­
fügung ihm vorgelegt worden. Er habe in Grünschrift 
die Prist "ll«lo«n derart verbessert, daß er aus der 
zweiten i eine 5 gemacht habe. Infolgedessen sei als 
Begründungsfrist im Fristenkalender der 15.10* notiert 
worden« Die von ihm vorgenommene Abänderung beruhe 
nicht auf einem Irrtum in der Berechnung der Begrün- 
dungsfrist, da ihm sowohl die gesetzlichen Vorschrif­
ten wie auch die Rechtsprechung geläufig seien. Eine 
Erklärung für die Abänderung ließe sich vielmehr 
nur darin finden, daß er beabsichtigt habe, die Be­
gründungsfrist auf den 15.9. notieren zu lassen, weil 
am 18. 6c, also etwa 3 Wochen vorher, namens des 
Klägers im Ehescheidungsprozeß gegen das klageabwei­
sende landgerichtliche Urteil ebenfalls Berufung ein­
gelegt worden sei« Deshalb habe die Absicht bestanden, 
beide tatbestandlich eng miteinander verknüpfte Sachen 
gleichzeitig zu begründen, und deshalb habe er offen­
bar in der hier vorliegenden Sache eine Frist für den 
15. 9. notieren lassen« Wodurch es nun gekommen sei, 
daß die Monatszahl '’Io«'' nicht abgeändert worden sei, 
lasse sich nicht mehr genau feststcllen. Wahrschein­
lich beruhe dies auf einer momentanen Arbeitsstörung 
durch Telefon oder dergleichen. Bei der Anfertigung der
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Begründungsschrift habe er den Pristablauf nicht noch­
mals überprüft, weil er die Kontrolle gewohnheitsmäßig 
unmittelbar nach Einlegung der Berufung vornehme*

Das Berufungsgericht hat dem Kläger eine 7/ieder- 
einsetzung versagt und seine Berufung als unzulässig 
verworfene

Mit der Revision erstrebt der Kläger eine Aufhe­
bung des BerufungsurteilSo Der Beklagte bittet, die 
Revision ziunickzuweisen.

Entsc heid ungsgründe?

.Lo

Die Revision vertritt zunächst die Auffassung, daß 
im Zeitpunkt der Begründung der Berufung die Berufungs­
frist noch nicht abgelaufen gewesen sei, weil das land­
gerichtliche Urteil nicht ordnungsmäßig zugestellt sei. 
Das Empfangsbekenntnis des erstinstanzlichen Prozeßbe­
vollmächtigten enthalte nämlich, was erforderlich gewesen 
sei, um die Berufungsfrist in Lauf zu setzen, kein Datum. 
Der unter der Unterschrift befindliche Stempelaufdruck 
sei, wie anzunehmen-sei, erst nach Abgabe der Unter­
schrift in der Geschäftsstelle des Landgericht beigesetzt 
worden, als dort das mangelhaft vollzogene Empfangsbe- 
kenntnis zurückgelaufen gewesen sei. Da die Begründungs- 
schrift den Erfordernissen einer Berufungsschrift ent­
spreche, müsse diese als Einlegung einer zweiten Berufung 
gewertet werden« Die Berufung hätte daher nicht als un­
zulässig verworfen werden dürfen. Dem kann sich der er­
kennende Senat nicht anschließen.

Da e3 sich bei dem hier vorliegenden Rechtsstreit 
um die Anfechtung der Ehelichkeit eines Kindes handelt,
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war das Urteil des Landgerichts gemäß §§ 64o, 625 ZPO 
von Amts wegen zuzustellen* Demgemäß hatte nach § 2o9 ZPO 
die Geschäftsstelle des Landgerichts für die Bewirkung 
der Zustellung Sorge zu tragen-. Das konnte einmal in 
der Weise erfolgen, daß sie nach § 211 ZPO das zu Über­
gebende Schriftstück einem Gerichtswachtmeister oder 
der Post zur Zustellung aushändigte, die dann die Zu­
stellung entsprechend der Vorschrift des § 212 ZPO 
vorzunehmen hatten* Wenn es 3ich um die Zustellung an 
einen Anwalt handelte, konnte sie auch entsprechend 
der Vorschrift des § 212 a ZPO verfahren, d. h. dem • 
Anwalt in irgendeiner Weise das Schriftstück durch die 
Post oder einen Boten übersenden,, wobei zum Nachweis 
der Zustellung das mit Datum und Unterschrift versehene 
schriftliche Empfangsbekenntnis des Anwalts genügte»

Diesen letzten Weg hat die Geschäftsstelle be- 
8chritten. Der dafür geltenden Vorschrift ist auch 
Genüge geleistet« Die Geschäftsstelle hat einem Ge- 
richtsWachtmeister als Boten eine Ausfertigung des Ur­
teils zur Aushändigung an den erstinstanzlichen Prozeß­
bevollmächtigten des Klägers übergeben, und der Ge­
richt swachtmeister hat'die Ausfertigung dem Prozeß­
bevollmächtigten gegen dessen schriftliches Smpfangs- 
bekenntnis zugeleitet. Die Annahme der Revision, daß 
die Zustellung nicht reefrtswirksam sei, weil das Smpfangs- 
bekenntnis bei Unterzeichnung durch den Prozeßbevoll­
mächtigten kein Datum enthalten habe und der Vermerk 
über eine am 19. Juni 1956 erfolgte Zustellung erst 
nachträglich von der Geschäftsstelle hinzugesetzt wor­
den sei, trifft nicht zu. Es kann dahinstehen, ob es 
sich dabei um einen'erheblichen Mangel handelt, der eine 
Unwirksamkeit der Zustellung zur Folge haben muß (be­
jahend RGZ 51, 163 - verneinend Wieczorek Anm. B I zu
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§ 212 a ZPO -). lfach der dienstlichen Äußerung des 
Bürolcitcrs der Zivilkammern des Landgerichts Duis­
burg ist mit dor Zustellung und Verteilung von 
Schriftstücken an Rechtsanwälte ein Justizwacht­
meister des Landgerichts beauftragt. Dieser ver­
sieht die zuzustcllendcn Schriftstücke und die 
Empfangsbekenntnisse unmittelbar vor der Aushän­
digung an den empfangenden Rechtsanwalt in dessen 
Gegenwart mit dem Stempelaufdruck: «Zugestellt von 
Amts wegen am o..n. Da nach der Äußerung des Büro­
leiters stets so verfahren wird und diese Verfahren 
bisher noch niemals Anlaß zu Zweifeln oder Beanstan­
dungen gegeben haben, muß als erwiesen angesehen 
werden, daß auch in dem hier vorliegenden Fall der 
erstinstanzliche Prozeßbevollmächtigte des Klägers 
ein bereits mit Datum versehenes schriftliches Em­
pfangsbekenntnis ausgestellt hat.

Die Berufungsfrist hat somit am 19. Juni 1958 be­
gonnen., und eine erst am 15. Oktober 1958 eingelegte 
Berufung würde daher nicht mehr fristgerecht sein.

II.

Unbegründet sind auch die Angriffe, die die Re­
vision gegen die Versagung einer Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand erheben zu können glaubt.

Zunächst liegt schon ein Verschulden- des Anwalts 
darin, daß er die von seiner Büro Vorsteherin auf den 
11.Io.1958 vorverfügto Frist nicht bestehen ließ; denn 
auch, wenn er einen Anlaß hatte, eine Frist zum 15. 9. 
1958 notieren zu lassen, obwohl dio BüroVorsteherin 
eine Frist für die Vorlage der Akten auf den 13. 9.1958



vcr^erfügt hatte und er diese Ftist bestehen ließ, 
so mußte er die Frist vom I 1 „ Iodp'iß als den nach 
seinen eigenen Angaben von ihm gebilligten Termin 
für den Ablauf der Begründungsfrist bestehen lassen, 
zumal auch keine Erklärung dafür gegeben wird; wes­
halb die Begründung nicht zu der für zweckmäßig 
vorgesehenen Zeit von lütte September 1958 erfolgte.

Sodann muß bei der Bedeutung der Hotfristen und 
der Rechtsmittelbegründungsfristen und einem niemals 
auszuschließenden Versehen bei der Berechnung und 
Dotierung dieser Fristen an der Rechtsprechung des 
Senats - vgl. insbesondere IH Hr. Io zu § 2y*> ZEO - 
festgehalten werden, daß ein Rechtsanwalt nur dann 
der ihm obliegenden Sorgfaltspflicht genügt, wenn 
er bei ihm zur Bearbeitung vorgelegten Sachen, in 
denen derartige Fristen laufen, selbst noch einmal 
den genauen Zeitpunkt für den Ablauf der betreffen­
den Frist prüft. Hierfür bestand in dem hier vorlie­
genden Fall um so mehr Veranlassung, als nach den vom 
Frozeßbe^ollmächtigten des Klägers gemachten Angaben 
auch außer der Frist zur Vorlage der Akten noch eine 
Vorfrist zur Einhaltung der Begründungsfrist auf 
den 2c Io. 1958 verfügt worden war, die Hichteinhal- 
tung der Vorfrist dem Anwalt aber schon Anlaß zu 
einer erhöhten Aufmerksamkeit bot«



Da somit die Versäumung der ®egründungsfrist auf 
einem Versehen des Anwalts beruht, das gemäß § 2T5 
Abs. 2 ZPO seiner Partei zuzurechnen ist, hat das 
Berufungsgericht zu Recht dem Häger eine üiederein- 
setzung versagt und seine Berufung als unzulässig 
verworfen.

H I,

Die Revision war daher mit der Rostenfolge aus 
§ 97 ZPG zurückzuweisen«

Ascher Baske ve Werner Wüstenberg Dr.Loewenheim
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